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7. Wahlperiode 

1 1 . 06. 74 


Sachgebiet 61 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Offergeld, Frau Huber, Frau Funcke, Dr. Graf Lambsdorff, Hölscher 
und der Fraktionen der SPD, FDP 


betr. Besteuerung multinationaler Unternehmen 


Im Zusammenhang mit der aktuellen weltwirtschaftlichen Ent- 
wicklung auf dem Gebiet der Rohstoff- und Energieversorgung 
sind Probleme der ordnungsgemäßen Besteuerung von multi- 
nationalen Unternehmen, insbesondere Fragen der Sachver- 
haltsaufklärung und der Auskunftspflichten in den Vordergrund 
des Interesses gerückt. 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Reichen die geltenden Bestimmungen des deutschen Steuer- 
rechts, insbesondere des Außensteuerrechts, aus, um bei 
multinationalen Gesellschaften die im Inland tatsächlich er- 
wirtschafteten Gewinne festzustellen und der ordnungs- 
gemäßen Besteuerung zu unterwerfen? 

Reichen die bestehenden Auskunftsverpflichtungen aus? 

2. Welche Möglichkeiten der zwischenstaatlichen Information 
und Kooperation bestehen, um bei diesen Gesellschaften 
mißbräuchliche Steuerverlagerungen zu verhindern? 

Wie können diese Möglichkeiten noch verbessert werden? 
Inwieweit stehen Gesichtspunkte des Steuergeheimnisses 
entgegen? 

3. a) Welche Möglichkeiten bestehen, daß staatliche Stellen 

außerhalb der Finanzverwaltung Tatsachen, die für die 
ordnungsgemäße Besteuerung solcher Unternehmen von 
Bedeutung sind, an die zuständigen Finanzbehörden 
weiterleiten? 

Ist eine Einschränkung bestehender Auskunftsverbote ins 
Auge zu fassen? 

b) Unter welchen Bedingungen können die Finanzbehörden 
ihre über multinationale Unternehmen gewonnenen 
Kenntnisse, die für Aufgaben anderer staatlichen Steilen 
von Bedeutung sind, an diese weiterleiten? 

Sollten diese Möglichkeiten erweitert werden? 
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4 . a) Wie bewertet die Bundesregierung die Anregungen der 
EG-Kommission zu diesem Fragenkreis, die sich in deren 
„Bericht über die Steuerregelung für Holdinggesellschaf- 
ten" sowie deren „Mitteilung über die multinationalen 
Unternehmen und die Gemeinschaft" finden? 

b) Wie ist der Stand der Arbeiten an diesen Fragen in der 
EG? 

c) Welche Initiativen hat die Bundesregierung ergriffen bzw. 
beabsichtigt sie, in diesem Rahmen zu ergreifen? 


Bonn, den 1 1 . Juni 1974 


Offergeld 

Frau Huber 

Wehner und Fraktion 

Frau Funcke 

Dr. Graf Lambsdorff 

Hölscher 

Mischnick und Fraktion 
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